
Das Unionsrecht verwehrt es nicht, einem Host-Provider mittels einstweiliger 
Verfügung aufzutragen, mit einem zuvor für rechtswidrig erklärten Kommentar 
wortgleiche und unter bestimmten Umständen auch sinngleiche Kommentare zu 
entfernen und auch nicht, dass eine solche gerichtliche Verfügung im Rahmen des 
einschlägigen internationalen Rechts, dessen Berücksichtigung Sache der 
Mitgliedstaaten ist, weltweit Wirkungen erzeugt. 

RL 2000/31/EG, Art 7 GRC 

Eva Glawischnig-Piesczek, die Abgeordnete zum Nationalrat, Klubobfrau der „Grünen“ im 
Parlament und Bundessprecherin dieser politischen Partei war, verklagte Facebook Irland 
vor den österreichischen Gerichten. Sie beantragt, dass Facebook aufgetragen wird, einen 
von einem Nutzer dieses sozialen Netzwerks veröffentlichten Kommentar, der sie in ihrer 
Ehre beleidigt, sowie wort- und/oder sinngleiche Behauptungen zu löschen. 

Der Nutzer von Facebook hatte auf seiner Profilseite einen Artikel des österreichischen 
Online-Nachrichtenmagazins oe24.at mit dem Titel „Grüne: Mindestsicherung für Flüchtlinge 
soll bleiben“ geteilt, was auf dieser Seite eine „Thumbnail-Vorschau“ von der ursprünglichen 
Website generierte, die den Titel dieses Artikels, eine kurze Zusammenfassung davon sowie 
ein Foto von Frau Glawischnig-Piesczek enthielt. Der Nutzer postete außerdem folgenden 
Kommentar: „Miese Volksverräterin. Dieser korrupte Trampel hat in ihrem ganzen Leben 
noch keinen einzigen Cent mit ehrlicher Arbeit verdient, aber unser Steuergeld diesen 
eingeschleusten Invasoren in den Allerwertesten blasen. Verbietet doch endlich diese grüne 
Faschistenpartei.“ Dieser Beitrag konnte von jedem Nutzer von Facebook Service abgerufen 
werden. 

Vor diesem Hintergrund ersuchte der OGH (6 Ob 116/17b) den EuGH um Auslegung der 
RL  2000/31 über den elektronischen Geschäftsverkehr. 

Nach dieser RL ist ein Host-Provider (Hosting-Anbieter) wie Facebook nicht für eine 
gespeicherte Information verantwortlich, wenn er keine Kenntnis von ihrem rechtswidrigen 
Charakter hat, oder wenn er, sobald er davon Kenntnis erlangt, unverzüglich tätig wird, um 
diese Information zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sperren. Dieser Ausschluss 
hindert jedoch nicht daran, einem Host-Provider aufzutragen, eine Rechtsverletzung 
abzustellen oder zu verhindern, wie etwa durch die Entfernung rechtswidriger Informationen 
oder der Sperrung des Zugangs zu ihnen. Hingegen ist es nach der RL verboten, einen 
Host-Provider zu verpflichten, allgemein die von ihm gespeicherten Informationen zu 
überwachen, oder aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit 
hinweisen. 

Der EuGH sprach aus: 

Die RL 2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsverkehr, insbesondere ihr Art 15 Abs 
1, ist dahin auszulegen, dass sie es einem Gericht eines Mitgliedstaats nicht verwehrt, 

- einem Hosting-Anbieter aufzugeben, die von ihm gespeicherten Informationen, 
die den wortgleichen Inhalt haben wie Informationen, die zuvor für rechtswidrig 
erklärt worden sind, zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, 
unabhängig davon, wer den Auftrag für die Speicherung der Informationen 
gegeben hat (1); 

- einem Hosting-Anbieter aufzugeben, die von ihm gespeicherten Informationen, 
die einen sinngleichen Inhalt haben wie Informationen, die zuvor für rechtswidrig 
erklärt worden sind, zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sofern 
die Überwachung und das Nachforschen der von einer solchen Verfügung 
betroffenen Informationen auf solche beschränkt sind, die eine Aussage 
vermitteln, deren Inhalt im Vergleich zu dem Inhalt, der zur Feststellung der 
Rechtswidrigkeit geführt hat, im Wesentlichen unverändert geblieben ist, und die 
die Einzelheiten umfassen, die in der Verfügung genau bezeichnet worden sind, 



und sofern die Unterschiede in der Formulierung dieses sinngleichen Inhalts im 
Vergleich zu der Formulierung, die die zuvor für rechtswidrig erklärte Information 
ausmacht, nicht so geartet sind, dass sie den Hosting-Anbieter zwingen, eine 
autonome Beurteilung dieses Inhalts vorzunehmen (2); 

- einem Hosting-Anbieter aufzugeben, im Rahmen des einschlägigen 
internationalen Rechts weltweit die von der Verfügung betroffenen Informationen 
zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren (3). 

In der Begründung führt der EuGH zusammengefasst aus, Art 15 Abs 1 der RL verbiete den 
Mitgliedstaaten zwar, Hosting-Anbietern die allgemeine Verpflichtung aufzuerlegen, die von 
ihnen übermittelten oder gespeicherten Informationen zu überwachen oder aktiv nach 
Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen, doch gelte dies nicht 
für Überwachungspflichten „in spezifischen Fällen“. Ein solch spezifischer Fall könne wie im 
Ausgangsverfahren in einer konkreten Information begründet sein, die vom betreffenden 
Hosting-Anbieter im Auftrag eines bestimmten Nutzers seines sozialen Netzwerks 
gespeichert und deren Inhalt von einem zuständigen Gericht des betreffenden Mitgliedstaats 
analysiert und beurteilt worden sei, das diese Information nach Abschluss seiner Würdigung 
für rechtswidrig erklärt hat. Da ein soziales Netzwerk die schnelle Übermittlung der vom 
Hosting-Anbieter gespeicherten Informationen zwischen seinen verschiedenen Nutzern 
erleichtere, bestehe die reale Gefahr, dass eine Information, die als rechtswidrig eingestuft 
wurde, zu einem späteren Zeitpunkt von einem anderen Nutzer dieses Netzwerks 
wiedergegeben und geteilt werde. Um erreichen zu können, dass der Hosting-Anbieter jeden 
weiteren Schaden bei den Betroffenen verhindere, sei es unter diesen Umständen legitim, 
dass das zuständige Gericht von ihm verlange, den Zugang zu gespeicherten Informationen, 
deren Inhalt wortgleich mit dem zuvor für rechtswidrig erklärten Inhalt sei, zu sperren oder 
sie zu entfernen, ganz gleich, wer den Auftrag zur Speicherung dieser Informationen 
gegeben habe. (1) Damit eine Verfügung, mit der eine rechtswidrige Handlung abgestellt und 
ihre Wiederholung sowie ein weiterer Schaden bei den Betroffenen verhindert werden sollen, 
diese Ziele tatsächlich erreichen könne, müsse sich diese Verfügung auf Informationen 
erstrecken, deren Inhalt wegen der verwendeten Worte oder ihrer Kombination im Vergleich 
zu der Information, deren Inhalt für rechtswidrig erklärt wurde, zwar leicht unterschiedlich 
formuliert sei, aber im Wesentlichen die gleiche Aussage vermittle. Eine Verpflichtung, die 
sich auch auf Informationen sinngleichen Inhalts erstrecke, sei einerseits hinreichend 
wirksam, um den Schutz der von den diffamierenden Äußerungen betroffenen Person 
sicherzustellen. Andererseits werde dieser Schutz nicht durch eine übermäßige Verpflichtung 
des Hosting-Anbieters gewährleistet, da die Überwachung und das Nachforschen, die sie 
erfordere, auf die Informationen beschränkt seien, die die in der Verfügung genau 
bezeichneten Einzelheiten enthalten, und da ihr diffamierender Inhalt sinngleicher Art den 
Hosting-Anbieter nicht verpflichte, eine autonome Beurteilung vorzunehmen, so dass er auf 
automatisierte Techniken und Mittel zur Nachforschung zurückgreifen könne. Diese 
Verpflichtung sei demgemäß nicht so geartet, dass dem Hosting-Anbieter eine Pflicht zur 
allgemeinen Überwachung der von ihm gespeicherten Informationen oder eine allgemeine 
Pflicht, aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen, 
auferlegt werde. (2) Da die RL keine Beschränkung der Reichweite der Maßnahmen – 
insbesondere in räumlicher Hinsicht – vorsehe, die die Mitgliedstaaten erlassen dürften, 
stehe Unionsrecht auch einer Verfügung nicht entgegen, die weltweite Wirkung erzeuge. (3) 

EuGH, 3. Oktober 2019, C-18/18, Glawischnig-Piesczek/Facebook  

Link: 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=218621&pageIndex=0&docl
ang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2491226 
 


